Ordnung der Studierendenschaft der Hochschule Bremen

vom 11. Dezember 2007

. Grundordnung

Praambel

(1) Der Hochschulbereich ist Teilbereich der gesamten Gesellschaft der Bundesrepublik
Deutschland und nicht isoliert von ihr zu sehen. Die Studierendenschaft der Hochschule
Bremen tritt im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben gemaR § 45 Abs. 2 BremHG fur eine
soziale und demokratische Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland und fir die
Sicherung des Friedens ein.

(2) Im Bewusstsein der Verantwortung vor der Gesellschaft ist die Studierendenschaft
verpflichtet, aktiv an der Gestaltung des Hochschullebens teilzunehmen und ihre
demokratischen Rechte wahrzunehmen.

§ 1 Studierendenschaft

(1) Die Studierendenschaft ist die Gesamtheit aller an der Hochschule Bremen
immatrikulierten Studentinnen und Studenten.

(2) Die Studierendenschaft ist eine rechtsfahige Teilkdrperschaft der Hochschule.
(3) Die Studierendenschaft hat das Recht und die Pflicht zur Selbstverwaltung.

(4) Zur Wahrnehmung gemeinsamer Interessen hat die Studierendenschaft der Hochschule
Bremen das Recht, sich mit Studierendenschaften anderer Hochschulen zu Verbanden
zusammenzuschliel3en.

(5) Studentinnen und Studenten, die in Organen der verfassten Studierendenschaft arbeiten,
durfen wegen ihrer Tatigkeit nicht benachteiligt werden.

(6) Die Teilnehmenden an angegliederten Bildungsgangen haben das Recht, sich gemal §
45 Abs.7 BremHG in ihren Angelegenheiten mit vollem Stimmrecht, im Ubrigen mit
beratender Stimme in den Organen der Studierendenschaft zu beteiligen.

§ 2 Aufgaben der Studierendenschaft

Aufgaben der Studierendenschaft sind:
a. Wahl der Vertreter/-innen fur die Organe der verfassten Studierendenschaft,
b. die Mitwirkung bei der sozialen und wirtschaftlichen Selbsthilfe und die Vermittlung von
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entsprechenden Dienstleistungen fur Studierende,

c. Verwendung und Verwaltung der aus Beitragen und Zuwendungen stammenden Gelder
der Studierenden,

d. im Bewusstsein der Verantwortung vor der Gesellschaft die Férderung der politischen
Bildung der Studierenden,

e. Unterstlitzung sportlicher und kultureller Interessen der Studierenden,

f. die Pflege der Verbindung mit Studierendenorganisationen und Studierendenschaften
anderer Hochschulen, auch uberregional und international,

g. Férderung der Integration auslandischer Studierender,

h. Férderung der Zusammenarbeit mit anderen gesellschaftlichen Gruppen bzw. ihrer
Organisationen im Rahmen der Aufgaben der Studierendenschaft nach § 45 Abs. 2
BremHG,

i. im Namen ihrer Mitglieder im Rahmen der Aufgaben nach § 45 Abs. 2 BremHG und dieser
Grundordnung ein Mandat wahrzunehmen,

j- besondere Unterstutzung aller Studierenden, die Initiativen zur Interessenvertretung von
Benachteiligten an der Hochschule bilden.

§ 3 Organe der Studierendenschaft
(1) Organe der Studierendenschaft sind:

§4 Urabstimmung (UA)
§5 Studierendenvollversammlung (VV)

§6 Studierendenrat (SR)

§7 Allgemeiner Studierendenausschuss (AStA)
§8 Fachschaften (FS)

§9 Fachschaftsrat (FSR)

(2) Die regelmafRige Amtszeit der Gremien der Studierendenschaft betragt ein Jahr. Sie
beginnt mit dem 1. Marz eines Jahres. Sind zum Beginn einer neuen Amtsperiode die
Organe nicht gewahlt bzw. konstituiert, Uben die bisherigen Mitglieder ihr Amt bis zur
Konstitution des neu gewahlten Gremiums kommissarisch weiter aus.

(3) Der SR kann mit einer Mehrheit von 2/3 seiner Mitglieder seine Aufldsung und die
Durchfiihrung von Neuwahlen beschliel3en.

§ 4 Die Urabstimmung

(1) Die Urabstimmung dient der Willensbildung der Studierendenschaft in einzelnen
Angelegenheiten grundsatzlicher Bedeutung.

(2) Eine Urabstimmung findet statt auf Beschluss des Studierendenrates oder auf Antrag von
mindestens 5 % der Mitglieder der Studierendenschaft.

(3) Nehmen weniger als 10 % der Studierenden an der Urabstimmung teil, so gilt der zur
Abstimmung gestellte Antrag als abgelehnt.

(4) Vorbereitung und Durchfiihrung der Urabstimmung regelt die Geschéaftsordnung.

(5) Die Gremien der Studierendenschaft setzen die durch die Urabstimmung gefassten

Beschlisse um.
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§ 5 Studierendenvollversammiung

(1) Die Studierendenvollversammlung ist die Versammlung der Studierenden der
Hochschule Bremen. Sie dient der Diskussion und Information Uber die Arbeit und
Beschlisse der Organe der Studierendenschaft.

(2) Die Studierendenvollversammlung wird vom Studierendenrat oder dem ASTA einberufen.
Sie muss einberufen werden, wenn 5% der Studierenden dies verlangen. Sie ist bei
Anwesenheit von 10% der Studierendenschaft beschlussfahig.

(3) Der Studierendenrat bestimmt die Leitung der Vollversammlung.

(4) Die Vollversammlung kann dem Studierendenrat in einzelnen Angelegenheiten
Empfehlungen aussprechen.

(5) Studierende einer Fakultat, einer Abteilung oder eines Studienganges kdnnen eine
Vollversammlung nach den oben genannten Absatzen fir lhre Gliederung einberufen.

§ 6 Studierendenrat (SR)

(1) Der Studierendenrat ist die gewahlte Vertretung der Studierendenschaft und ihr
gegeniiber rechenschaftspflichtig. Die Mitglieder der Studierendenschaft kénnen sich mit
einem Begehren an den Studierendenrat wenden.

(2) Der Studierendenrat kann Uber alle Angelegenheiten der Studierendenschaft
beschliel3en; er bestimmt die Richtlinien studentischer Politik.

(3) Der Studierendenrat besteht aus 25 Mitgliedern, die von den Mitgliedern der
Studierendenschaft gewahlt werden.

(4) Aufgaben des Studierendenrates sind insbesondere:

a. Wahl der Mitglieder des AStA,

b. Abwahl des AStA oder einzelner Mitglieder, sofern mit der Mehrheit der Mitglieder
gleichzeitig ein neuer AStA bzw. einzelne Mitglieder neu gewahlt werden,

c. Beschlussfassung Uber die Ordnungen und Satzungen,

d. Beschlussfassung Uber den Haushaltsplan, die Prifung der
Wirtschaftsfuhrung sowie die Entlastung des AStA,

e. Wahl eines Wahlausschusses und eines Wahlprifungsausschusses,

f. Entgegennahme der Rechenschaftsberichte,

g. Entscheidung Uber Antrage auf Urabstimmung und Studierendenvollversammlungen,

h. Kontrolle der Beschlisse und Mallinahmen des AStA und der Tatigkeit seiner Referenten,

i. Festsetzung der Aufwandsentschadigung fur die Mitglieder der Organe der
Studierendenschaft.

(5) Der Studierendenrat kann zu seiner Beratung Ausschisse und Kommissionen einsetzen.
Die Mitglieder dieser Ausschusse und Kommissionen muissen nicht Mitglieder des
Studierendenrates sein.
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(6) Hat der Fachschaftsrat gegen einen Beschluss des SR ein Veto eingelegt (§9 Abs. 3), ist
der Beschlussgegenstand in der nachsten Sitzung erneut zu behandeln. Die Bestatigung des
angegriffenen Beschlusses durch den SR bedarf einer 2/3-Mehrheit; ein erneutes Veto des
Fachschaftsrats gegen den bestatigten Beschluss ist ausgeschlossen.

§ 7 Allgemeiner Studierendenausschuss (AStA)

1) Der AStA vertritt die Studierendenschaft gegentber der Hochschule und nach aufen.
Rechtsgeschéftliche Erklarungen kdnnen nur schriftlich vom 1. oder 2. Vorsitzenden jeweils
gemeinsam mit dem Finanzreferenten abgegeben werden.

(2) Der AStA ist an die Beschlisse und Richtlinien des Studierendenrates gebunden.

(3) Der AStA besteht aus dem / der 1. Vorsitzenden, dem / der 2. Vorsitzenden, dem
Finanzreferenten / der Finanzreferentin und mindestens 2 bis maximal 9 weiteren Referenten
/ Referentinnen fir folgende Aufgabengebiete gewahlt:

. Hochschulpolitik

. Kommunikation

. Politik & Gesellschaft

. Umwelt

. Offentlichkeit

. Kultur

. soziale Belange

. Gleichstellungsangelegenheiten

. spezifische studentische Belange

Sollten die Referate 1 und 2 nicht besetzt werden, Ubt der Vorstand diese kommissarisch

aus. Die Mitglieder des AStA sollten aus allen Fakultaten der Hochschule besetzt werden.

O©CoONOOTRARWN =

(4) Der AStA nimmt die Aufgaben der Studierendenschaft gemaR § 2 b) bis j) im Rahmen der
Beschlisse und Richtlinien des Studierendenrates wahr. Aufgaben des AStA sind
insbesondere:

a. Aufstellung des Haushaltsplans zu Beginn des jeweiligen Haushaltsjahres bzw. seiner
Amtszeit, Wirtschaftsfihrung und Erstellung eines Finanzberichts zur Prifung der
Wirtschaftsfuhrung am Ende des jeweiligen Haushaltsjahres bzw. seiner Amtszeit und
Vorlage zur Beschlussfassung durch den Studierendenrat,

b. Durchfiihrung der allgemeinen organisatorischen und verwaltungstechnischen Aufgaben,

c. Information der Studierendenschaft Giber alle sie betreffenden Fragen,

d. Vorlage eines Rechenschaftsberichts an den Studierendenrat.

5) Die Mitglieder des AStA haben das Recht, an allen Sitzungen der Organe und

Ausschiisse der Studierendenschaft mit beratender Stimme teilzunehmen. Der AStA ist zu
allen Sitzungen einzuladen, die Protokolle sind ihm zuzuleiten.
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§ 8 Fachschaften (FS)

(1) Die Fachschaft vertritt die Studierenden der jeweiligen Fakultat und gegentber dem SR,
dem AStA und allen anderen Organen der Hochschule.

(2) Die Fachschaft besteht aus 5 Mitgliedern, die von den Studierenden der Fakultat nach
den Grundsatzen der Mehrheitswahl gewahlt werden. Das Mitglied, das die meisten
Stimmen erhalt ist der 1. Vorsitzende. Bei Stimmengleichheit mehrerer gewahlter Mitglieder
wird der 1. Vorsitzende von den Fachschaftsmitgliedern aus lhrer Mitte gewahlt. Der 2.
Vorsitzende wird von den Fachschaftsmitgliedern aus lhrer Mitte gewahlt. Die Fachschaft
kann fir einzelne Aufgabenbereiche Beauftragte benennen, Ausschiisse bilden und kooptive
Mitglieder ohne Stimmrecht berufen.

(3) Aufgaben der Fachschaften sind insbesondere:

a.) Durchfiihrung der bereichsspezifischen organisatorischen und verwaltungstechnischen
Aufgaben,

b.) Information der Studierenden der Fakultat tiber alle sie betreffenden Fragen,

c.) Ausfilhrung der Beschlisse des SR,

d.) Aufstellung eines Rechenschaftsberichts fir den SR zum Ende der Amtszeit.

(4) Die Fachschaften haben das Recht, an allen Sitzungen von AStA, SR und FSR sowie
deren Ausschissen mit beratender Stimme teilzunehmen. Zu deren Sitzungen sind die
Fachschaften einzuladen. Die Sitzungsprotokolle sind ihnen zuzuleiten.

(5) Rechtsgeschaftliche Erklarungen kann die Fachschaft grundsatzlich nicht abgeben.
Ausnahmen sind zuldssig, soweit die Finanzordnung dies regelt oder eine schriftliche
Einverstandniserklarung des 1. oder 2. Vorsitzenden des AStA und des Finanzreferenten
des AStA vorliegt. Vertretungsberechtigt sind dann der 1. und 2. Vorsitzende der
Fachschaften.

§ 9 Fachschaftsrat (FSR)

(1) Der Fachschaftsrat hat die Aufgabe des Informationsaustausches zwischen den
Fachschaften und dem AStA.

(2) Der Fachschaftsrat setzt sich aus den 1. Vorsitzenden der Fachschaften zusammen. Der
Vertreter ist der jeweilige 2. Vorsitzende.

(3) Der Fachschaftsrat kann gegen Beschlisse des SR ein Veto einlegen. Der Beschluss
Uber ein Veto bedarf der Mehrheit der Mitglieder des Fachschaftsrats. Das Veto ist dem
Vorsitzenden des SR schriftlich innerhalb von 14 Tagen nach Verdffentlichung des Protokolls
der SR-Sitzung zuzuleiten. Das Veto hat aufschiebende Wirkung.
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§ 10 Finanzen

(1) Die Finanzierung der Aufgaben der Studierendenschaft und ihrer Organe erfolgt durch
Beitrage, Zuschusse aus 6ffentlichen Mitteln und Spenden. Andere Einnahmen sind vom SR
zu genehmigen.

(2) Die Haushaltsfihrung der Studierendenschaft wird durch den AStA vorgenommen.

(3) Der AStA stellt fir jedes Haushaltsjahr einen Haushaltsplan auf und legt ihn dem SR zur
Beschlussfassung und dem Rektor zur Genehmigung vor.

§ 11 Anderung der Grundordnung

Anderungen der Grundordnung (I. dieser Ordnung) bediirfen der Zustimmung von 2/3 der
Mitglieder des Studierendenrats. Die Anderungsvorschlage miissen den Mitgliedern des SR
mindestens 3 Wochen vor der entsprechenden Sitzung vorliegen.

§ 12 Inkrafttreten

Die Ordnung tritt am Tag nach der Genehmigung durch den Rektor mit Wirkung vom 1. Marz
2008 in Kraft.

§ 13 Ubergangsregelung

Die Wahlen der Mitglieder der Organe sind im Wintersemester 2007 nach Maligabe dieser
Ordnung durchzufiihren.
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Il. Finanzordnung

bis zur Genehmigung gilt die alte Finanzordnung der Studentenschaft der Hochschule
Bremen vom 11. Februar 2004

M. Wahlordnung

§ 19 Wahlgrundsatze

(1) Die Vertreter/-innen der Studierendenschaft werden in freier, gleicher und geheimer Wahl
in der Regel nach den Grundsatzen der personalisierten Verhaltniswahl gewahlt. Die
Mitglieder der Fachschaften werden nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl gewahlt.

(2) Die regelmaRige Amtszeit der Mitglieder betragt ein Jahr. Die Wahlen finden im
Wintersemester mdglichst gleichzeitig mit den Wahlen zu den Organen der Hochschule
(Akademischer Senat, Fakultatsrat) statt (§45 (9) BremHG). Die Wahl findet an 2
aufeinanderfolgenden Werktagen statt.

(3) Das aktive und passive Wahlrecht steht allen Studierenden zu, die am Tag der Wahl in
der Hochschule Bremen eingeschrieben sind.

§ 20 Wahlausschuss und Wahlpriifungsausschuss

(1) Far die Durchfuhrung der Wahlen zum Studierendenrat und zu den Fachschaften wahit
der Studierendenrat einen Wahlausschuss und einen Wahlprifungsausschuss. Der
Wahlausschuss besteht aus 4, der Wahlprifungsausschuss aus 3 an der Hochschule
Bremen eingeschriebenen Studierenden, die nicht gleichzeitig fur die Wahl zum
Studierendenrat kandidieren dirfen. Fur jedes Mitglied eines Ausschusses soll ein
Stellvertreter/eine  Stellvertreterin  gewahlt werden. Gleichzeitige Mitgliedschaft in
Wahlausschuss und Wahlprifungsausschuss ist ausgeschlossen.

(2) Der Wahlausschuss ist zustandig fur die Einleitung und Durchfuhrung der Wahlen und die
Feststellung des Wahlergebnisses. Der Wabhlprifungsausschuss ist zustandig fir die
Prufung der Einspriche gegen das Wahlergebnis, soweit nicht der Wahlausschuss zustandig
ist.

(3) Wahlausschuss und Wahlprifungsausschuss wahlen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden/
eine Vorsitzende und einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin.

(4) Die Ausschuisse sind beschlussfahig, wenn sie ordnungsgemalf einberufen wurden und
die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
§ 21 Wahlhelfer / -innen
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(1) Far die Durchfihrung der Wahlen bestellt der Wahlausschuss Wahlhelfer/-innen. Sie sind
durch den Wahlausschuss auf ihre Pflichten im Rahmen ihrer Aufgaben hinzuweisen.

(2) Als Wahlhelfer/-innen koénnen nur Studierende bestellt werden, die nicht selbst
kandidieren.

§ 22 Wahlausschreiben

(1) Nachdem der Wahlausschuss die Wahltage bestimmt hat, erstellt der/die Vorsitzende des
Wahlausschusses das Wahlausschreiben und macht es nach Genehmigung durch den
Wahlausschuss spatestens 4 Wochen vor dem ersten Wahltag hochschul6ffentlich bekannt.

(2) Das Wahlausschreiben muss enthalten:

1. die Wahltage,

2. die Wahlorte und deren Offnungszeiten,

3. die Aufforderung, die Wahlvorschlage beim Wahlausschuss einzureichen mit einem
Hinweis auf Form und Inhalt der Wahlvorschlage und die Einreichungsfristen,

4. den Hinweis, wo und bis zu welchem Zeitpunkt die Unterlagen flr die Briefwahl zu
beantragen bzw. abzuholen sind,

5. den Hinweis, wo das Wahlerverzeichnis eingesehen werden kann,

6. den Hinweis auf die Einspruchsmoglichkeit gegen das Wahlerverzeichnis.

(3) Das Wahlausschreiben ist von dem/von der Vorsitzenden des Wahlausschusses zu
unterzeichnen.

§ 23 Wahlerverzeichnis

(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses stellt mit Unterstitzung der Hochschulverwaltung
nach Studiengangen gegliederte Listen der Wahlberechtigten in alphabetischer Reihenfolge
(Wahlerverzeichnis) auf. Das Wahlerverzeichnis ist von dem/von der Vorsitzenden des
Wahlausschusses zur Einsichthahme auszulegen.

(2) Jeder/jede Wahlberechtigte kann bei dem Wahlausschuss innerhalb einer Woche nach
Auslegung des Wahlerverzeichnisses Einspruch gegen die Richtigkeit einlegen. Soweit die
behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der/die Einsprechende die erforderlichen
Beweismittel beizubringen.

(3) Der Wahlausschuss entscheidet unverziiglich Gber den Einspruch und nimmt ggf. die
notwendige Berichtigung des Wahlerverzeichnisses vor. Alle Anderungen des
Wahlerverzeichnisses sind von dem/von der Vorsitzenden des Wahlausschusses
abzuzeichnen. Die Entscheidung ist dem/der Einsprechenden mitzuteilen.
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(4) Das Wahlerverzeichnis ist eine Woche vor dem ersten Wahltag um 12.00 Uhr zu

schliefen. Danach kénnen bis zum letzten Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, Streichungen und

Erganzungen nur noch erfolgen,

1. wenn in dieser Zeit ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte sein/ihr Wahlrecht an der
Hochschule erhalt oder verliert oder den Studiengang wechselt und

2. zur Ausfuhrung einer Entscheidung nach Abs. 3.

(5) Wahlberechtigte, die nicht im Wahlerverzeichnis aufgefihrt sind, kdnnen unter Vorlage
ihres glltigen Studierendenausweises wahlen. Dies ist im Wahlprotokoll zu vermerken.

§ 24 Wahlvorschlage

(1) Die Kandierenden flur die Wahlen zum SR kénnen sich einzeln oder in Listen bewerben.
Auch jede Einzelbewerbung bildet eine Liste. Die Kandidierenden duirfen nur fiir eine Liste
kandidieren.

(2) Die Kandidierenden fur die Wahlen zu den Fachschaften bewerben sich einzeln und nicht
in Listen.

(3) Die Wahlvorschlage sind auf den von dem Wahlausschuss herausgegebenen
Formblattern oder in entsprechender Form bis zu dem von dem Wahlausschuss
festgesetzten Termin bei dem/ bei der Vorsitzenden des Wahlausschusses abzugeben.
Der/die Vorsitzende hat auf die formgerechte Einreichung der Wahlvorschlage hinzuwirken
und das Eingangsdatum auf den Wahlvorschlagen zu vermerken.
Jeder Wahlvorschlag muss folgende Angaben enthalten:

1. Name, Vorname, Anschrift und Matrikelnummer

2. Studienfach und Studiensemester

3. Telefonnummer und E-Mail-Adresse

4. ggf. Bezeichnung der Liste, fur die kandidiert wird

5. Unterschrift des/ der Kandidierenden
Wahlvorschlage, die den Bestimmungen dieser Wahlordnung nicht entsprechen, werden
unverzlglich unter Angabe der Grinde zuriickgegeben. Sie kénnen nach entsprechender
Berichtigung innerhalb  von 3  Arbeitstagen erneut  eingereicht  werden.

(4) Werden bis zum Ablauf der fir die Aufstellung von Wahlvorschlagen festgesetzten Frist
nicht mehr Bewerber/-innen vorgeschlagen als Mandate zu vergeben sind oder wird nur eine
Liste eingereicht, wird die Frist flir die Aufstellung von weiteren Wahlvorschlagen
angemessen verlangert. Liegen auch nach Ablauf der Nachfrist die in Satz 1 genannten
Voraussetzungen nicht vor, wird in dieser Gruppe nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl
gewahilt.

(5) Der/die Vorsitzende des Wahlausschusses hat die zugelassenen Wahlvorschlage
unverzlglich nach Ablauf der Einreichungsfrist hochschuléffentlich in der Reihenfolge ihres
Eingangs bekannt zu machen.
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(6) Die Wahlberechtigten kédnnen gegen Wahlvorschlage innerhalb von 2 Arbeitstagen nach
Bekanntgabe schriftlich beim Wahlausschuss Einspruch einlegen. Ist der Einspruch
begrindet, hat der Wahlausschuss nach Anhdrung der Vorschlagenden die erforderlichen
Berichtigungen des Wahlvorschlages vorzunehmen.

§ 25 Stimmzettel

(1) Aufgrund der Wahlvorschlage lasst der/die Vorsitzende des Wahlausschusses
Stimmzettel herstellen. Diese sind mindestens DIN A 5 gro3. Das Papier muss so
beschaffen sein, dass nach Kennzeichnung und Faltung nicht zu erkennen ist, wie gewahlt
wurde.

(2) Die Stimmzettel enthalten folgende Angaben:
1. Namen und Vornamen der Kandidierenden
2. Studiengang, Fakultat und Studiensemester der Kandidierenden
3. ggf. Bezeichnung der Liste, fur die kandidiert wird
4. einen Hinweis darauf, wie die Kennzeichnung (Stimmabgabe) zu erfolgen hat.

(3) Die Reihenfolge der Listen/ Kandidaten auf dem Stimmzettel ergibt sich aus §24 (5).

§ 26 Wahlhandlung

(1) Bei jeder Wahl, die nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl durchgefiihrt wird, hat
jeder/ jede Wahlberechtigte nur eine Stimme. Wenn Listen aufgestellt wurden, kann eine
Liste oder ein Bewerber/eine Bewerberin gewahlt werden; Stimmen fir den Bewerber / die
Bewerberin gelten gleichzeitig als Stimme fur die Liste. Ist nach den Grundsatzen der
Mehrheitswahl zu wahlen, hat jeder/ jede Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie Mandate zu
vergeben sind. Die Wahl erfolgt durch Ankreuzen der einzelnen Bewerber; mehrfaches
Ankreuzen eines Bewerbers/einer Bewerberin zahlt nur als eine Stimme.

(2) Wahrend der Wahlhandlung sollen stets mindestens 2 Wahlhelfer/-innen am Wabhlort
anwesend sein. Uber die Wahlhandlung ist ein Protokoll zu fiihren, in dem die Namen der
Wahlhelfer/-innen, die Zeiten ihrer An- und Abwesenheit sowie besondere Vorkommnisse
vermerkt werden.

(3) Der Wahlort muss so ausgestattet sein, dass die Kennzeichnung der Stimmzettel durch
die Wahlberechtigten unter Wahrung des Wahlgeheimnisses erfolgen kann. Dazu sind in der
Regel Wahlkabinen oder Stellwande aufzustellen.

(4) Die Studierenden geben ihre Stimme an den ihren Fakultdten und Studiengéngen
zugeordneten Standorten ab.

(5) Am Wahlort erhalt der/die Wahlberechtigte den oder die Stimmzettel. Er/sie hat durch ein
Kreuz oder im Falle der Mehrheitswahl durch mehrere Kreuze auf dem Stimmzettel eindeutig

sichtbar zu machen, welchen Bewerber, welche Bewerberin oder welche Liste er/ sie wahlt.
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AnschlielRend faltet er/sie den Stimmzettel in der Weise, dass die Wahlentscheidung nicht
erkennbar ist.

(6) Nachdem der Name der/des Wahlberechtigten in dem Wahlerverzeichnis festgestellt ist
und die Stimmabgabe im Wahlerverzeichnis vermerkt ist, wirft der/die Wahlberechtigte den
gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Der/die Wahlberechtigte hat sich auszuweisen, falls
er/sie dem/der Wabhlhelfer/-in nicht bekannt ist. Der/die Wahlberechtigte darf den Wahlort far
die Dauer der Wahlhandlung nicht verlassen.

(7) Unmittelbar nach Schluss der Wahlhandlung sind die Wahlurnen und alle Wahlunterlagen
von dem/ von der Vorsitzenden des Wahlausschusses unter Verschluss zu nehmen.

§ 27 Briefwahl

(1) Der Antrag auf Zusendung der Briefwahlunterlagen ist bis spatestens eine Woche vor
dem ersten Wahltag bei dem/bei der Vorsitzenden des Wahlausschusses zu stellen. Die
Ausgabe der Briefwahlunterlagen ist im Wahlerverzeichnis zu vermerken.

(2) Zu den Briefwahlunterlagen gehoren:
1. der Stimmzettel,
2. der Wahlumschlag,
3. das Formblatt Gber die Erklarung, dass der/ die Wahlberechtigte den Stimmzettel
persdnlich gekennzeichnet hat,
4. ein Rickumschlag.

(3) Wer durch Briefwahl wahlt, kennzeichnet den Stimmzettel und steckt ihn in den
Wahlumschlag. Dieser ist zusammen mit dem Formblatt, auf dem versichert wird, dass
der/die Wahlberechtigte den Stimmzettel persdnlich gekennzeichnet hat, an den
Vorsitzenden/ die Vorsitzende des Wahlausschusses zu senden. Der Wahlbrief muss am
letzten Wahltag bis zum Abschluss der Wahlhandlung eingegangen sein. Er kann auch
dem/der Vorsitzenden des Wahlausschusses ibergeben werden.

(4) Eingegangene Briefwahlumschldge werden von dem/ von der Vorsitzenden des
Wahlausschusses friihestens am ersten Wahltag gedffnet, das eingelegte Formblatt geprift
und der ungeoffnete Wahlumschlag sodann in die entsprechende Wahlurne gesteckt. Der
Eingang des Wahlbriefes ist in dem Wahlerverzeichnis zu vermerken.

§ 28 Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlausschuss stellt am letzten Wahltag nach Abschluss der Wahlhandlung die
Wahlergebnisse fiir den Studierendenrat und die Fachschaften fest. Uber die Feststellung
des Wahlergebnisses ist ein Protokoll anzufertigen. Die Ergebnisse werden
hochschuléffentlich bekannt gemacht. Die Gewahlten sind zu benachrichtigen.

(2) Zum Wahlergebnis gehdren:
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1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wahler/-innen,

3. die Zahl der ungultigen Stimmen,

4. die Zahl der fur die einzelnen Kandidierenden bzw. Listen abgegebenen Stimmen,
5. die Feststellung der gewahlten Kandidierenden,

6. die Feststellung der Reihenfolge der Nachricker/-innen.

(3) Die Auszahlung der Stimmzettel erfolgt &ffentlich. Die Auszahlung erfolgt getrennt nach
Wahlorten. Die Anzahl der abgegebenen Stimmen wird mit der Anzahl der
Stimmabgabenvermerke im  Wahlerverzeichnis  verglichen. Ergeben sich dabei
Unstimmigkeiten, ist dies im Protokoll zu vermerken und soweit mdglich zu erlautern. Die
Einzelheiten regelt der Wahlausschuss.

(4) Der Wahlausschuss entscheidet Uber die Giltigkeit der Stimmen. Ein Stimmzettel ist
insbesondere unguiltig, wenn
1. der Stimmzettel nicht gekennzeichnet ist,
2. der Stimmzettel Zusatze enthalt, die nicht der Kennzeichnung eines Bewerbers/einer
Bewerberin dienen,
3. nicht eindeutig erkennbar ist, welchen Bewerber/welche Bewerberin die Kennzeichnung
betrifft,
4. der Stimmzettel als nicht vom Wahlausschuss herausgegeben erkennbar ist,
5. der Stimmzettel durchgerissen oder durchgestrichen ist.

(5) Briefwahlunterlagen, die nach Abschluss der Wahlhandlung zugehen, gelten als nicht
abgegebene Stimmen.

§ 29 Feststellung der gewahlten Bewerber / -innen

(1) Die Feststellung der gewahlten Bewerber/-innen erfolgt nach MalRgabe des Hare-
Niemeyer-Verfahrens:

1. Die Gesamtzahl der gultigen Stimmen fur alle Wahlvorschlage wird durch die Zahl der zu
vergebenden Mandate geteilt, dies ergibt die Wahlzahl.

2. Es werden die Zahlen der fUr alle Wahlvorschlage (Einzelbewerbungen, Listen und/ oder
Listenbewerbungen) abgegebenen gliltigen Stimmen festgestellt und jeweils durch die
Wahlzahl geteilt. Es ergeben sich hieraus die ungerundeten Mandatszahlen.

3. Die Mandate werden den Wahlvorschlagen nach den folgenden Regelungen zugeteilt:

4. Den Wahlvorschlagen werden im ersten Durchgang so viele Mandate zugeteilt, wie die
Ziffer vor dem Komma ihrer Mandatszahl angibt. Werden Wahlvorschlagen dabei so viele
oder mehr Mandate zugewiesen, wie sie Bewerber/-innen enthalten, sind zunachst nur diese
Bewerber/-innen gewahlt. Die betreffenden Wahlvorschlage scheiden aus dem weiteren
Zuteilungsverfahren aus.

5. Das Feststellungsverfahren wird mit der Berechnung einer neuen Wahlzahl und der
Ermittlung neuer, ungerundeter Mandatszahlen fiir die verbliebenen Wahlvorschlage
fortgesetzt. Die Zahl der Mandate wird dabei um die Zahl der gemal Nr. 4 Satz 2 bereits
vergebenen Mandate und die Gesamtzahl der gultigen Stimmen nach Nr. 1 um die Stimmen
fur die ausgeschiedenen Wahlvorschlage vermindert. Den verbliebenen Wahlvorschlagen
werden die Mandate wie im ersten Durchgang zugeteilt.

Ordnung der Studierendenschaft der Hochschule Bremen (Stand: 5.02.2008) 12



6. Im zweiten Durchgang werden die unverteilt gebliebenen Mandate so auf die
Wahlvorschlage verteilt, dass zunachst der Wahlvorschlag mit der héchsten Restzahl hinter
dem Komma der Mandatszahl ein Mandat erhalt, dann der Wahlvorschlag mit der
zweithéchsten Restzahl und so fort, bis samtliche Mandate vergeben sind.

7. Die auf eine Liste entfallenden Mandate werden an die Bewerber/-innen dieser Liste in der
Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen vergeben.

8. Bei gleicher Stimmenzahl bzw. gleicher Restzahl ist fir die Reihenfolge das von dem/von
der Vorsitzenden des Wahlausschusses offentlich zu ziehende Los mal3gebend.

(2) Bei der Anwendung des Mehrheitswahlrechts gemal® §26 Abs. 1 S. 3 werden die
Mandate in der Reihenfolge der erreichten Stimmenzahl auf die Bewerbervorschlage verteilt.
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (Abs. 1 Nr. 8). Bewerber/-innen, auf die keine
Stimmen entfallen, sind nicht gewahlt.

§ 30 Nachrickverfahren

(1) Ein Mandat ist erneut zu vergeben, wenn ein Gewabhlter/eine Gewahlte

1. seine/ihre Wahlbarkeit verliert,

2. sein/ihr Mandat nicht annimmt,

3. zurucktritt,

4. das Mandat nicht ausubt.
Ein Mandat gilt als nicht ausgeubt, wenn der oder die Gewahlte an 3 Sitzungen nicht
teilgenommen hat, ohne triftige Griinde darzulegen. Uber den Verlust des Mandats
entscheidet der SR.

(2) Ist ein Mandat fir den SR erneut zu vergeben, so rickt der/die nachste nicht gewahite
Bewerber/-in aus derselben Liste nach. Bei Wahlen ohne Liste riickt der/die nachste nicht
gewahlte Bewerber/-in nach.

(3) Scheidet ein Mandatstrager/eine Mandatstragerin aus, der/die als Einzelbewerber/-in
gewahlt worden ist, oder ist eine betroffene Liste erschopft, so wird der/die Nachricker/-in
durch erneute Anwendung des Verfahrens nach § 29 bestimmt, wobei diejenigen
Wahlvorschlage mit ihren Mandaten und Stimmen aus dem Verrechnungsverfahren
ausscheiden, die keine Nachricker/ -innen enthalten. Fir die Durchfliihrung des Verfahrens
ist das SR-Prasidium zustandig.

(4) Ist ein Nachriicken nach den vorstehenden Regelungen nicht mdglich, so bleibt der Sitz
unbesetzt.

§ 31 Stellvertreter / -innen

Die nicht gewahlten Bewerber/-innen einer Liste gelten als Stellvertreter/-innen der
gewahlten Mitglieder/-innen in der Reihenfolge der auf sie entfallenden Stimmenzahl. Sind
nicht genlgend Stellvertreter/-innen vorhanden, so kann fir mehrere Gremienmitglieder/-
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innen ein/eine Stellvertreter/eine Stellvertreterin benannt werden. Der/die Stellvertreter/-in
kann in einer Sitzung des Gremiums jeweils nur ein Mitglied vertreten.

§ 32 Vorverfahren fir die Wahlpriifung

(1) Die Wahlberechtigten kdnnen binnen einer Frist von 3 Werktagen nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses die Wahl durch Einspruch anfechten.

(2) Der Einspruch ist schriftlich beim Wahlausschuss einzulegen und zu begriinden. Die
Begrindung muss enthalten, inwieweit die Wahl angefochten wird und soweit sich die
Anfechtung auf die Verletzung von Vorschriften in Bezug auf das Verfahren stitzt, die
Bezeichnung der Tatsachen, die den Mangel ergeben.

(3) Der Einspruch ist als unzulassig zu verwerfen, wenn er nicht in der gemaf Absatz 1 und
2 vorgesehenen Form und Frist eingelegt worden ist. Unzuldssig ist auch eine
Wahlanfechtung aus Griinden, gegen die ein Einspruch nach anderen Vorschriften dieser
Wahlordnung mdglich war.

(4) Der Einspruch ist begrindet, wenn wesentliche Vorschriften Uber das Wahlverfahren oder
die Feststellung des Wahlergebnisses verletzt worden sind, es sei denn, dass durch den
Verstold das Wahlergebnis nicht beeintrachtigt werden konnte.

(5) Der Einspruch hat keine aufschiebende Wirkung, es sei denn, der Wahlausschuss ordnet
diese wegen offensichtlicher Begrindetheit des Einspruches und zu erwartender
Wahlwiederholung an.

(6) Halt der Wahlausschuss den Einspruch fur zuldssig und begriindet, so hilft er ihm ab. Hilft
der Wahlausschuss dem Einspruch nicht ab, legt er ihn mit einer Stellungnahme
unverzuglich dem Wahlprifungsausschuss zur Entscheidung vor.

§ 33 Wahlprufung durch den Wahlpriufungsausschuss

(1) Der Wahlprufungsausschuss pruft, ob der ihm von dem Wahlausschuss vorgelegte
Einspruch zulassig und begrindet ist. Hierzu kann er zur Klarung des Sachverhaltes
Ermittlungen anstellen, insbesondere die Wahlunterlagen einsehen und Uberprufen und
Beteiligte anhoéren. Die ermittelten Tatsachen und Beschlisse sind in einer Niederschrift
festzuhalten.

(2) Ist der Einspruch zuldssig und begrindet, so erklart der Wahlprifungsausschuss die
Wahl fur ungultig und ordnet die Wiederholung der Wahl an. Stellt sich heraus, dass lediglich
das festgestellte Wahlergebnis fehlerhaft ist, so verweist der Wahlprifungsausschuss den
Einspruch an den Wahlausschuss. Dieser stellt das endgultige Ergebnis fest.

(3) Die Ungultigkeitserklarung bzw. die korrigierte Feststellung des Wahlergebnisses ist mit
einer Begriindung von dem Wabhlprifungsausschuss hochschuléffentlich bekannt zu machen

und den Betroffenen mitzuteilen.
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(4) Halt der Wahlprifungsausschuss den Einspruch ebenfalls flir unzuldssig oder
unbegrindet, so teilt er dem/der Einsprechenden seine Entscheidung durch einen zu
begriindenden Bescheid mit.

§ 34 Wahl der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses

(1)Die Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses werden in freier, gleicher und
geheimer Wahl vom Studierendenrat nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl gewahilt.

(2) Die Abwahl des Allgemeinen Studierendenausschusses oder einzelner seiner Mitglieder
ist bei gleichzeitiger Neuwahl zuldssig. Die Abwahl bedarf der Mehrheit der Mitglieder des
Studierendenrates.

(3) Die Einzelheiten der Wahl regelt der Studierendenrat durch Beschluss.

§ 35 Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen werden mindestens bis zum bestandskraftigen Abschluss der jeweils
folgenden Wahl aufbewahrt. Das Nahere bestimmt der/die Vorsitzende des
Wahlausschusses.

§ 36 Weitere Wahlen

Fir weitere in dieser Wahlordnung nicht genannte Wahlen der Studentenschaft gelten die
Vorschriften dieser Wahlordnung entsprechend. In Einzelfdllen entscheidet der
Wahlausschuss.
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IV. Geschaftsordnung

Bis zur Genehmigung gilt die alte Geschaftsordnung des Studierendenrates der
Hochschule Bremen — Stand: 30. Mai 2005

V. Beitragssatzung

Bis zur Genehmigung gilt die alte Beitragssatzung der Studierendenschaft der
Hochschule Bremen vom 26. Oktober 1993
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	(3) Scheidet ein Mandatsträger/eine Mandatsträgerin aus, der/die als Einzelbewerber/-in gewählt worden ist, oder ist eine betroffene Liste erschöpft, so wird der/die Nachrücker/-in durch erneute Anwendung des Verfahrens nach § 29 bestimmt, wobei diejenigen Wahlvorschläge mit ihren Mandaten und Stimmen aus dem Verrechnungsverfahren ausscheiden, die keine Nachrücker/ -innen enthalten. Für die Durchführung des Verfahrens ist das SR-Präsidium zuständig.

